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Die Beklagte wtrd verurteilt, den Kläger von der Forderung der Firma
in Höhe von 913,97 € nebst Zinsen in Höhe von

5 Proeentpunkten über dem Basiszinssatz seit dem 12.12.2008 froizustellen
sowie an den Kläger außergerichtliche Rechtsanwaltskoslen in Höhe von g6,63 €
nebst Zinsen in Höhe von 5 prozenlpunkten über dern Basiszinssatz seil dem
21.12.2008 zu zahlen.

Die Koeten ces Recrrtsstreits werden der Bekragten auferregr.

Das Urtefl lst vorläufig vollstreckbar. Die Bekfagle kann die Vollstreckung durch
Sicherheitsleislung in Höhe von 110 % des zu vollstreckenden Betrages
abwenden, sofern nicht der Kräger vor der voilstreckung sicherheil in greichor
Höhe leistet.

Tatbest?nd:

Der Kläger beanspruchl von der Eeklagten resiliche Mletwagenkosten aus einemVerkehr:sunfall vom  2.10.200g in Aachen, der durch den Fahrer eines bei c,erBekrsgten haftpfrichtversicherten Fahzeuges verursachr worden ist. Dessachversrändigenbüro siette im Gutachten vom 23.10.200s 6rnenrotalschaden an dem Fahzeug des Klägers fest und bezltferte die Dauer ftur dlewiederbeschaffung ernes greichwertigen Fahneuges mit ca. g Karendert*;;

Der arbeiteloso Kläger, der Hilfe nach dem Sozialgesetzbuch erhält, miotete für denunfallbedingten Ausfall seines Faheeuges im unmittelbaren Anschluss an denVerkehrsunfall vom 22 jA, bis zum 02.11.200S ein Ersatzfahzeug der Fahzeugklasse
1 beJ der Firma 

frjr weiches gemäß Rechnungvom 11,11.2008 Kosten in l löhe von 1,S24,0g € anfielen, Auf die Forderung desMietwagenunternehmens zahlte die Beklagto vorprozessual einen Bet,iag in höhe von014,83 €, Der Kläger rnacht gegerrüber der geklagten weitere Mietwagenkosten Inl'fohe von 913,97 € ge/tend, Bereits mit schreiben vom 23.10.200g hatte cerProzessbevollmächligto des Klägers die Eekragte darauf hingewiesen, dass dor Krägereln [15212;"hzeug angenrletet habe und aufgrund $elner deaeitigen Arbeitslosiqkeit



wedor in Lage sel, die Mietwagenkosten voaufinanzieren noch die Anschaffung eines
neuen Fahzeuges oigenständrg zu finanzieren, da er hierfür keinen Krodit von s€iner
Hausbank erhalte, weshalb um eine angemessene Vorschueszahlung, ggfls. als
Da rle hen unler, Rückford erun gs vorboh a lt, gebolen werde.

Der Kläger behauptet, sein Fahrzeug sel nach
nicht rnehr verkehrssicher gewesen. lhm sej es
Mitteln eln Mietfahrzeug zu finanzieren und auf
Markt ein Ersatzfahrzeug anzuschaffen.

Der Kläger beantr:agt,

die Beklagle zu verurteilen, den Kläger
Firna

von der Forderung der

, in Höhe von 813,97 €
zzgl' 5 Prozontpunkten Zinsen über dem BaEiszinseatz seit dern
12.12.2008 freizusteilen sowie g6,63 € außergerichfliche
Reohtsanwartskostön nebst 5 prozentpunkten über dem
Baaiszinssstz ssrt dem 21 1Z.Z}Ogzu zahlen.

Die Beklagte beanlragt,

die Klage abzuweisen.

sie vertrift die Ansicht, es fehle in Bezug auf die geltend gemachte Restforderung ander Erforderlichkeit i s'v' g 249 Abs. a BGB, da der Geechädigre ein Ersstzfahzeug oeianderen'Mietwagenfirmen zu einern günstigeren Tarif hät{e anrnieten können. Einelängere MietCauer als für die vom Sachverständigenbüro veranschiagle
wiederbeschaffungsdauer von achl Tagen sei dem Kläger nicht zu erstaften. Zudemsei der schwacke-Automietpreisspieger ars Grundrage tür die schätzung deszugrundezulogendon Normaltarifs ungeeignet; vielmehr seien die erforderlichen
Mietraagenkosten nach der studie des Fraunhofer Insfltutes zu ermitteln. Die Beklagtebestroitet das Vorliegen lypischer Mehrleistungen, die elnen Aufschlag von 2a o/o
rechtfertigen. Weiter seien Abzüge wegen orsparter EigenauÄ,vendungen in Höhe von15 % vozunehrnen' Die Eßlattung der abgeschlossenen vollkaskoversicherung seimangels bestehender vo/lkaskovorsicherung des unfallbeschädigten Fahrzeugesabzulehnen' Zusatzleistungen wie die Zuslellung und Abholung des Mietfahaeugesfielen nur an' wenn dlese tatschlich entständen seien, weshatb die dafuir angefaflenen

Kosten sertens des Krägers nicht geftend gemacht wsrden könnten.

dem Verl<ehrsunfall vom 22.1A.200g
nicht möglich gewesen, aus eigenen
dem ihm zur Verfügung slehenden



Wegen der weiteren Elnzetheiten des Sach- urld Streitstandes wird eut dle
wechselseltigen schriftsätze der parleien nebst Anlagen verwiesen,

Das Gericht hat Beweis erhoben aufgrund des Beweisbeschtusseg vom 03.1j.2009
durch Vernehmung des Zougen Horst Wings als sachverständigan Zeugen. Wegen des
Ergebnisses der Bewsisaufnahme wird auf das sitzungsprotokolt vom 13.01.2010
verwiesen.

Entscheidunqeqründg

Die Klage ist begründet. Der Klcger hat gegen dle Beklagte elnen Anspruch auf
Zahlung der geltend gomachten restllchen Mietwagenkosten in tenorierter Höhe gemäß
S$ 7, 17 SIVG,3 PfIVG (115 VVG), da sich dieser Betrag ale erforderlich zur
Schadensbehebung gernäß S 249 BGB enrueist.

lm Rahmen der Prüfung, ob ed sich'bei den beanspruchten Miatwagenkosten um dan
erforderlichen Herstelrungsaufwand gemäß s 24g Abs. 2 s. 1 BGB handelt, ist der
Goschädigte nach dem winschäftrichkeitsgobot geharten, rm Rahmen des ihm
Zumutbaren den wirtschafllicheren Weg der Schadensbeseiilgung zu wählen, weshalb
er im Bereich der Miotwagonkosten von mehreren auf dem örilich relevanten Markt
erhältlichen Tarifen für die Anmietung eines dem verunfallten Fahzeug vergloichbaren
Ersatzfahzeuges nur den günstigeren Miotpreis ersetzt verlangen kann. Maßstab für
die wirtschaftliche Erforderlichkeit des gewähtten Tarifs bildet dabei det am Markt
übliche Normartarif. tm Hinbrick aqf die nach der Rechtsprechung ces
Bundesgerichtshofes geboteno subjektb€zogene Schadensbetrachtung ltann der
Geschädigte einen den Normaltarlf Üborstoigenden Betrag dann ersetzt verlangen.
wenn ihm ein günstigarer Normaltarif nicht ohne weiteree zugängtich war. l-lierfür hät
dor Geschädigte darzulegen und zu beweisen, dass ihm unter Berücksichtigung seiner
individuellen Erkanntnls- und Einflusemögtichkeiten sowie der gerade für ihn
bestehenden Schwierigkeiten unter zumutbaren Anstrengungen auf dem in seiner Lage
zoitlich und örtlich relevanten Markt - etwa aufgrund einer gegebenen Eilsituation -
zumindest auf Nachfrage kein wesentlich günstigeror Tarif ereichbar war (BGHZ 160,
377)' Allerdings lcommt es auf dio Zugänglichkeit eines gtlnstigeren Tarifes dann nicht



mehr an, wenn sich ein Aufschlag auf den Nonnaltarif wegen konkreter unfallbedingter
Mehrleistungen als objekfiv erforderlich erweist (gGH v. 14.a2.200g, vt zR 126/A5,
NJW 2008, 150S).

lm Rahrnen cieser objektiven Erforderlichkeitsprufung verstößt der Geschädigte nicht
schon dernn gegen soine Pflicht zur schadensgeringhaltung, weil er oin Fahaeug zum
Unfallersatztarif anmielet, der gegonüber einem Normaltarif teurer isl, soweit die
Besonderheiten dieses larifs mlt Rücksicht auf die Unfallsltuation einen gegenüber
dem Normaltarif höheren Preis rechtfertigen, weil sie auf Leistungen des Vermietars
beruhen (etwa dle Vorfinanzierung, das Ausfallrlsiko wegen falscher Bewertung der
Anteile .am Unfallgeschehen, die Fahzeugvorhaltung schlecht ausgelasteter
Fahaeuge, die Einrichtung eines Notdienstes, ein erhöhtes Beschädigungs. ung
unterscblagungsrisiko u.a.), die durch die besondere unfallsituation veranlasst und
infolgedessen zur schadensbehebung nach g 24g BGB erforderllch sind (vgl. nur
EGHZ 160,377). ob etwaigo Mehrleistungen und Risiken bet der Vermletung an
Unfallgeschädigte generelf einen orhöhten Tarif rechtfortigen, lst * ebenso wle der
Normaltarif - nach $ 287 ZPo zu sohätzen, vrobei auch ein pauschaler Aufschlag auf
den Normallarif in Betracht komml (BGH, VersR 2006, 133).

Auszugehen ict danach zunächst vom Normaltarif, d,h. der Tarif, der dem Selbstzahlet
normalenrueise angeboten und der unter marktwirtschafttichen Geslchtspunkten
gebildet ' wird (BGHZ 163, 19, 23) und der nach der Rechtsprechung des
Bundesgerichtshofes auf der Grundrage des gewichteten Miffers (Modus) des
sohwacke-Automietpreisspiegels im Postleitzahlongebiet des Geochädigten geschätzt
werden kann (BGH, NZV 2006, 468; NJw 2aüT, 11241. Dabei steilr der
schwacke'Mielpreisspiogel200T, auf den sich der Kläger in seiner Klageschrift bozieht,
eine gsslt^ete Schätzgrundlage dar, Bedenken gegen den Mletpreisspiegel 2002
bestehen auch unter Benicksichtigung des umstandes, dass die von der Beklagtsn
angefÜhrte Erhebung des Fraunhofer Instituts zu durchweg geringeren preisen gelangt,
nicht' Hierbei ist zu boachten, dass die Eignung von Listen oder Tabellen, die bei der
schadensschätzung Verwendung finden können, nur dann der Klärung bedürren, wenn
Itonkrete Tatsachen aufgezeigt wolten, die auf ein Auswlrken der geltend gemaclrten
Mängel auf den zu entscheidenden Fall hindeuten (BGH, NJW 2008, l5ig). Der
aflgemeine ven'vois auf die Fraunhofer*sludie und die dort aufgeführten Tarifs ist
insoweit nicht ausreichend. Auch der Hinweis, dass die von schwacke erhobenen
Prelse auf elner Selbstauskunfl der Autovermleter in Kenntnis der Umfrage beruhen,



vormag keine Zweifel an der Geeignetheit des Schwacke-Mietpreisspiegels ats
Schätgrundlage zu wecken. Denn bEi der Bildung der gewichteten Mitteh4,erte bzw.
Moduswerte hat sich Schwacke als neutrals Sachversländigenorganlsatjon an cen
tatsäohlichen Marktverhättnissen orientiert und altein im Jahr 2007 mehr als 6.300
vermietstationen befragt (im Voriahr mehr als 8.700) sowie je vermielstation mehr als
600 Einzerinformationen in die Datenbank eingeeteilt. Dagegen hat 6ich das
Fraunhofer-lnstitut auf eine Erhebung auf lnternerbasis beschrjnkt, die gg o/o der Daten
ausmacht und 1529 Anmietstationen umfasst, welche sich - unter Au$lassung der etwa
600 miftelständiechen Autovermieter und der rund 4.000 vermielenden Autohäuser -
auf nur sechs verschiedene, übenegionale Anbieter verteilen und darnit nicht
repräsentatlv fur den auf dem allgemetn zugänglichen Marl( erreichbaren Mietpreis
sein kann' Dabei wuden die Postleitzahlengebieie anders als bei schacke, welches
nach den ersten drei Zi,"Jern dlfferenziert, derart groß gewählt (efn- und eweistellig),
dass aufgrund der nicht hinreichendsn regronalen Differenzierung anders als beim
schwacke-Mietpreisspiegel nlcht von der Abbildung eines, von der Rechtsprechung
geforderten örtlich relevanten Marktes susgegangen werdan kann, Die Angebe des
Mittelwertes bei Fraunhofer stellt anders als der lVlodus bei schwacke ais der am
häufigsten genannte Preis keinen konkrelen Preis (Marktpreis) dar:, Fei den Buchungen
wutde eine Vorbuchungsfrist von einer woche benicksichtigt, was der realen
Anmietsitualion unmittelbar nach einem Unfall ebensowenig entspricht wie die
Miterfa$sung von lnternetprelsen. Typischenrueise bei der Anmietung eines
Ersatzfahzeuges anfallelde Nebenkosten hat das Fraunhofer-lnstitut übertraupt nioht
ermittelt, obwohi diese einen wes6nt{ichen Anteil am ändpreis bilden, Insgesamt
vermögen die gegen die Ergnung des Schwacke-Mietpreisspiegels vorgebrachten
Einwände nach Ansicht des erkennenden Gerichts nicht dessen Eignung ats Grundtage
für eine Schätzung des Nurmaltarifs infrage zu slell6n, eumat auch die Erhebung des
Fraunhofer'tnstituts angesichts der dieser Erhebung anzuiastenden schwächen
gegenüber den'r ,$chwacke'Mietpraisspiegel nicht als vozugswrirdig erscheini.

8ei der Berechnung des zugrundezuregenden Normaltarifs nach dem
Schwacke'Automietpreisspiegol sind di0 sich bei mehrtägiger Vermietung ergebenden
Reduzierungen nach Wochen-, Dreitages- und Tagespauschalen zu berücksichtigen
(OLG Foln, NZV 2007, 199). Ausgehend vom Normaltarif nach dem Modus des
schwacke'Automietnreisspiegels 2007 fr,r das Posfleitzahlengebiet 5?0 und die
Fahaeugklasse 1 ergibt sich für die vorliogende Mietdauer von 17 Tagen eirr



erforderlichor Mietaufwand von 924,00 € (2 x 363,00 € Wochenpauscha,le im Modus
zzgl.l x 3-Tagespauschate Modus 199,00 €).

AbzÜge yvegen erspartor Eigenaufwendungo6 muss sich der Klägcr entgegen der
Ansicht der Beklagten nicht gefallen lassen, da das Mietwagenuntemehmen gegenüber
dom unfallgeschddigten Fahzeug, oinem pkw öpel Corsa Swing, eine Fahrzeugklasse
niedrlger abgerechnet (Klasse 1 anstelle von Klasse 2, wle der Kläger durch Vorlage
der schwacke-Liste Mietwagenkrassen nachgewiesen hat), so dass davon
ausgsgangon werden kann, dass aufgrund der mrt dor Wahl der niedrigeren
Fahaeugklasse vorbundenen Kostenerspamis zugleioh ercparte Eigenaufwendungen
bezüglich des unfallgeschädigten Fahaeuges abgedecn sind. Zwar gilt dies nur
insoweit, als die ber Anmietung elnes klassenniedrigeren Fahzeuges öntstandenen
Kosten taisächlich niedriger sind ats die fiktiven Kosten f(rr die zutässige Anmietung
eines t$pengleichen Fahzeuges abzüglich der orsparten Aufwendungen. Das ist aber
vorliegenil der Fall, da sich bei einer klassenhöheren Abrechnung näch Abzug der
ersparten Eigenaufwendungen (anzusetzen sind insoweil 10 %) ein hriherer Wert als
dio krassentiefere Abrechnung ergibt (Krasse z, Modus: z x 4,12,s0 €
Wochenpauschale zzgl.22S,A0 € 3^Tagespauschals = 1,050,00 €, abzgl. 1A % =
945,00 €, gegenüber Ktasse 1: 924,00 €).

Auf dresen Normältarif ist €in unfallbedingler Pauschalaufschlag in Höhe von 20 % und
umgerechnet 184,80 € votzunehmen, da es sich im hier zu ontscheldenden Fall um
einen typischen Fall der Anmietung eines unfallersatzfahrzeuges im unrnlttelbaren
Anschluss an das schädlgende Ereignis hancelt, Denn hiar kommen die rnit der
Notwendigkeit einer sofortigen Fahzeugbereitetellung verbundenen Zusatzkosten frir
den Autovermieter zum Tragen, die insbesondsre in elner Vorhaltung särntlicher
Fahzeugkrassen bedingt sind, urn den prötzrich auftretenden
Vermietungserforclernissen im unfallgeschüft Rechnung tmgen zu können; aufgrund
des unmittclbar nach dern unfall erfolgten Anmietens eines Ersatzfahaauges durchoen Kläger war die Verrnietung des Fahaeuges an den Geschädrgten für dasMistv/egenunternehrnen nichl planbar und konnte dernentsprachend nicht mit einor belder nonnalen Autovermielung üblichen Vorleufzeit erfolgen. Zudem fst dleErforderrichkert eines Mehrpreises unabhängig davon gegeben, in werchem umfang lrnkonkreten Falt unfallbedingte Zusalzleislungen des Autovermioters in Anspruchgenommen wurden {Ol-G Köln, NZV 2007, 1gg). Da es nach der Rechtsprechung desBundesgerichtshofos nicht erforderlich ist, die betriebswirtschaftliche Kalkulation des



konkfoten Autovermieters nachzuvoilziehen, sich die Prüfung in Form einer generellen

Betrachtung vielmehr darauf beschränken kann ob scezifische Leistungen bei der

Vermietung an Unfallgeschädigte allgemein den Mehrpreis rechtfertigon (BGH, VersR
2006, t33; NJW 2AA7, il22\, reicht bererts allein die Mehrlatstung einer
Vorfinanzierung der Miotwagenkosten durch don Vermieler aus, urn eino Tariferhöhung

zu rechtfertigen (vgl. BGH, NZV 2008, 23, 24). Eine solche Forderungsvorfinanzierung

aber ist vorliegend gegeben, Denn unstreitig sowie ausweislich des zu den
Garichtsakten gereichten Mietvertrages ist eine Vorauseahlung des Klägers auf den

errechnelen Preis nicht effolgt auch hat der Kläger gegenüber der Beklagten beneits
mit Schreiben vom 23.10.2008 schriftlich eil<lärt, zum Vorstrecken der
Mietwagen|<osten nicht in der Lage zu sein. Damit aber hat die Firma

auf die im Normalgeschäft ilbliche Sicherheitsteistung vezichtet

und die damit verbundenen Finanzierungs- und Forderungsausfaltrisiken in lGuf
gsnommen, welche durch einen pauschalen Aufschlag abgedeckt warden düden. Nach
der ständigen Rechtsprechung des Oborlandesgerlchts Kötn ist ein pauschaler

Aufschlag in HÖhe von 20 o/o zur Bemessung des durchschnittlichen Wertes der
Mehrleistungen bei der Vermietung von Unfaliersatzfahzeugen im Vergleich zur

normalen Autovermietung angemessen und ausreichend (vgl. nur OLG.Köln, NZV
2007, 199). Danach enechnet sicn ein zu erstattender Betrag in Höhe von brutto
1.108,80 € (924,00 € zzgl, 2Q o/c = 184,80 €).

Schließlich sind die Kosten frir eine Haftungsreduzierung als Nebenkosten bei der
Anmietung eines Ersatzfahrzeuges nach der Nebenkostontabelle zum
Schwaclcer{utomiolpreisspiegel neben dem Normaltarif und unabhängig davon, ob das
bei dem Verkehrsunfall beschädigte Fahaeug ebenfalls voll- oder teilkaskoversichert
war (BGH, NJW 2005, 1041), erstattungsfähig. Diese betragen bei der vorliegend
vereinbarten Votlkaskoversicherung näch dem Miotpreisspiegel 2007 für die
FahaeugKlaese 1 insgesamt brutto 270,00 € (Modus für 2 x 1 Woche: 216,00 € sowle
54,00 € für 1 Tag). Auch dle Kosten frlr"dle Zustellung und Abholung des Fahaeugos
durch das Mietwagenunternehmen in Höhe von zusammen 30,00 € (entsprechend der
tserechnung in der Klageschrifi) sind von der Beklagten zu eretstten, da der
Geschädigte auf diesen Service grundsätzlich einen Anspruch hat und diese
Leistungen vodiegend ausweislich der vorgelegten Rechnung der Firma I
Autovermietung GmbH vom 11.11.2008 auch angefalfen und entsprechend in
Rechnung gesteilt worden sind. lm ÜOrtgen hat dio Beklagte ausweislich des zu den
Akten gereichten Schreibens vom 04.12,2008 diese Position bereils volständig



eßiattet. Zusarnmengerechnet ergibt sich ein Belrag In l1öhe von i.4ZB,B0 € (924,00 €
+ 184,80 € + 270,00 € -i 50,00 €). Abzüglich der seitens der Bekfagten gezahlten
614'83 € ergibt sich der tenorierle Betrag in Höhe von 813,97 €, der der geltend
gomachten Forderung des Klägers entspricht. Auf dle irn Rahmen der
subjelctbezogenen Schadenobetrachtung ar stellende Frage, inwieweit dem
Geschädigien ein günstigerer Normaltarii {nichf) ohne weiteres zugänglich war, kommt
as daher in dem hier zu antscheiderrden Fali nicht mehr an.

Entgegon der Ansichl der Baklagten slehon dem Ktägor die geltend gemechten
resllichen Mietwagenkosten für die gesamte Dauer der Anmietung des
Ersatzfahzeug€s von 17 Tagen und nicht lediglich für die laut
Sachversländigengutachten geschätzte Dauer von I Tagen für die Wiederbeschaffung
eines gleichwofiigen Fahaeuges zu, Denn unstreitig war und ist der Kläger arbettslos
uno uezLnt Hllfe nach dem Sozialgesetzbuch, weshalb er , - wia er auch zelgg
gegenÜber dor Beklagten durch Schreiben vonr 23.10,2004 dargelegt hat - nicht in der
Lage war, innerhalb dee vom Sachverständigen geschääten Zeitraurnes ohne eine
entsprechende vorschusszahfung seitens der Beklagten ein neues Fahrzeug
anzuschaffen. Wie aus der Bescheinigung dor Sparkasse Aachen vom 31 10.200g
ersichtlich, war €s dem Kläger überdtes aufgrund des Beztehens von
Lohnersatzleisiungen vom Arboitsamt Aachen nicht möglich, oinen Kredit fur die
Ersatzbeschaffung eines Fahzeuges zu errangen. Zudem hat der Kräger
unwidersprochen vorgetragsn. dass er das angemietele Fahzeug unmittelbar nach
Erhalt dor Schadensersalzlelstung der Beklagten an dae Mietwagenuntemehmen
zurückgegeben haüe, da es ihm nunmehr mögllch war, ein neues Fahzeug zu
erwerben' Aus dan gleichen Gründen scheidet auch dio Annahme einer etwaigen
Verpflichtung rJes Klägers zu einem späteren wechsel zu einem günstigeren Tarif bei
dernselben Autovermieter oder einem anderen Anbieler einige Tage nach cJem Unfall
aus' da dem Kläger auch die Vorfinanzierung.eines Mietwagens aus eigonen Mitteln
offensichllich nichl möglich war. eine solohe jedoch die voraussetzunq fgr den Zugang
zu günstigeren selbstzahlertarlfen darstellt. Die Autfassung der Beklagten, dess der
Kläger aufgrund des Umslandes, dass er Hilfe nach dem sozialgeeetabuch erhält,
überhaupt nicht berechtigt sein soJlte, ein Ensatzfahzeug anzurnieten, ist abzulehnon,
da dem Kläger das Recht zusteht, von dem schädiger seines Fahzeuges so gestelll zu
werden' wia sich seine Lebenssituation vor dem unfallereignis darstellte; insoweit
musste er nicht auf den standard verziohten, den er sich durch die Anschaffung eines
Fahrzeuges geschaffe n hatte.



Hinstchtlich cier Frage der Verkehrssicherheit des unfalfbeschädigten Fahzeuges
gchlleßlich durfte der Kläger dalrrrn ausgehen, dass sein Fahzeug angesichts oes
Totalschadens nicht mehr verkehrssicher war. Zwar hatte der eachverständige Zeuge
- im Rahmen seiner Vernehmung ausgesagt, dass er die Beweisfrage nicht mit
Slcherheit beantworien könne, weil gerade keine für die abschließende Beurteilung der
Vericehrssicherheit des Fahaeuges erforderliche Vermessung durchgeführt worden
war. Jedoch spräche der Umständ, dass das Fahaeug der Klägers durch das bei der
Beklaglon haftpfllchtversiche(e Fahzeug eindeutig einen Anstoß an das linke
l'Jintorrad erhalten habe, dafür, dass sich durch den schlag auf das Rad dle
Stuzspunruerle, dio das Fahrverhalten des Fahzeuges heeinflussen, verändefl hätton.
Dass der Kläger angesichts des Totalschadons niclrt auf eine vermessung seines
Fahneuges bestanden hatle, ist ihm als ';aie nicht anzulasten, solange ihn der
Sachverständige nicht ausdrücklich darauf hingelvicsen hatte, dass ssin Fahzeug trotz
des Totalschadens möglichenrueise noch verkehrssicher und damit fahrbereit sein
könnte, was vorliegend offensichtlich nicht erfolgt war.

Zinsen im zuerkannten umfang kann der Kräger gemäß s$ 2s6 ff. BGB verrangen,

Die prozessualen Nebenentscheidurrgen beruhen auf ss 91 Abs. 1, 70g Nr. 11,711
zPo.

Stleitwer.t: 813,97 €.

Dr. Schöttler
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